
 

 

Gebäudeenergiegesetz: Viele Chancen verpasst 

Berlin, 18. Juni 2020 

Nach einem langwierigen Verfahren hat der Bundestag heute das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) verabschiedet – und quasi auf der 
Zielgeraden noch leichte Anpassungen vorgenommen. Beim 
Energieberaterverband GIH freut man sich, dass freie Berater doch 
noch für die zu bestimmten Anlässen vorgesehenen 
Pflichtberatungen zugelassen wurden. Dennoch überwiegt bei 
Deutschlands größter Energieberatervereinigung das Gefühl, dass 
der Gesetzgeber zu viele Chancen ausgelassen hat. 

„Zuallererst sind wir erleichtert, dass der viele Jahre währende 
Gesetzgebungsprozess ein Ende gefunden hat und der bisherige Wust 
an Vorschriften für den Gebäudeenergiebereich in einem Gesetz 
zusammengeführt wurde", sagt der GIH-Bundesvorsitzende Jürgen 
Leppig. Weniger erbaulich sei es allerdings, dass viele von seinem 
Verband vorgebrachten Argumente, die zum größten Teil auch vom 
Bundesrat geteilt wurden, kein Gehör fanden. Aus seiner Sicht sei so 
ein Gesetz entstanden, mit dem sich die angestrebten klimapolitischen 
Ziele wohl nicht erreichen lassen. „Ich kann mir nicht vorstellen, dass 
der im Gesetz verankerte unambitionierte Niedrighausstandard den von 
der Europäischen Union geforderten Vorgaben genüge tut", führt der 
GIH-Vorsitzende ein Beispiel aus. 

Für seine Verbandsmitglieder, überwiegend frei tätige Energieberater, 
sei es jedoch äußerst positiv, dass sie nun doch für die bei Anlässen 
wie einem Wohnungskauf oder bestimmten Sanierungen verpflichtende 
kostenlose Beratung zugelassen seien – dies war im Entwurf vom 
Januar noch ausschließlich den bei den Verbraucherzentralen unter 
Vertrag stehenden Energieberatern vorbehalten gewesen. „Um hier 
Marktgerechtigkeit zu erreichen, mussten wir dicke Bretter bohren", so 
Leppig, der betont, dass solche Beratungen häufig der Einstieg für 
Folgeaufträge und somit ganzheitliche energetische Sanierungen seien. 
Einen Wermutstropfen sieht er aber dennoch: „Während die Berater der 
Verbraucherzentrale ein indirekt aus Steuermitteln finanziertes Honorar 
bekommen, müssen freie Energieberater unentgeltlich in Vorleistung 
gehen und haben daher ein unternehmerisches Risiko zu tragen. Hier 
sollte der Gesetzgeber – z.B. im Rahmen der in letzter Abstimmung 
sich befindenden Bundesförderung für effiziente Gebäude – unbedingt 
nachlegen und für Gleichbehandlung sorgen." 



 

Kurzdarstellung GIH Bundesverband e.V.:  

Der Bundesverband GIH Gebäudeenergieberater Ingenieure Handwerker e.V. wurde 2001 gegründet. 
Als Dachverband von 14 Mitgliedsvereinen vertritt er rund 2.500 qualifizierte Energieberater bundesweit 
und ist somit die größte Interessenvertretung von unabhängigen und qualifizierten Energieberatern in 
Deutschland. Voraussetzung für die Mitgliedschaft im Bundesverband und seinen Mitgliedsvereinen ist 
eine technisch orientierte Ausbildung und eine anerkannte Zusatzqualifikation als geprüfter 
Energieberater. 

 

Eine verpasste Gelegenheit prangert der GIH auch bei den 
Energieausweisen an: „Im Sinne des Verbraucherschutzes wäre es 
entscheidend, dass Energieausweise aussagekräftig und vergleichbar 
sind. Das Gebäudeenergiegesetz lässt aber nach wie vor 
unzuverlässige Verbrauchsausweise zu, deren Werte mehr auf dem 
Verhalten der Bewohner und weniger auf dem energetischen Zustand 
des Gebäudes beruhen", erläutert Leppig. Aus seiner Sicht ist es ein 
Unding, dass Energieausweise sogar im Internet bestellt werden 
können und der beauftragende Hausbesitzer nicht einmal einen 
Energieberater zu Gesicht bekommt. „Wie an manch anderer Stelle im 
Gesetz auch hat die Bundesregierung hier eine echte Chance zur 
Verbesserung ungenutzt verstreichen lassen", so der enttäuschte 
Leppig. 
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